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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.02.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2021/11/0032 

Rechtssatz 

§ 12 Abs. 5 letzter Satz OÖ GVG 1994 ermöglicht es der Behörde, sowohl von Amts wegen als auch über 
Antrag des Rechtserwerbers, bereits erteilte Auflagen abzuändern oder sogar aufzuheben, allerdings - wie 
sich aus dem Verweis auf § 12 Abs. 5 dritter Satz leg. cit. ergibt - nur aus berücksichtigungswürdigen 
Gründen (diese sind grundsätzlich weit auszulegen), die im Zeitpunkt der Genehmigung dem 
Rechtserwerber noch nicht bekannt waren. Als Abänderung einer vorgeschriebenen Auflage ist 
zweifelsfrei auch eine Änderung der Erfüllungsfrist zu verstehen. Darin kommt zum Ausdruck, dass bei 
Vorliegen der genannten berücksichtigungswürdigen Gründe - aber eben nur dann - das öffentliche 
Interesse an der Herstellung des durch die Erfüllung der Auflage angestrebten Zustands für eine 
bestimmte Zeit hinter die Interessen des Rechtserwerbers an der Beibehaltung seiner durch das 
Rechtsgeschäft erworbenen Position zurücktreten soll. 
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